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1. 
Dritte Änderung der Geschäftsordnung des Allgemeinen 

Studierendenausschusses der Universität Lüneburg 
 
Der Allgemeine Studierendenausschuss der Universität Lüneburg hat in sei-
ner Sitzung am 30.05.2012 folgende Änderung seiner Geschäftsordnung vom 
2. Februar 2008, zuletzt geändert mit Beschluss vom 30. März 2011 (Leupha-
na Gazette Nr. 05/11 vom 2. Mai 2011) beschlossen. Dieser Änderung liegt 
ein Beschluss des Studierendenparlaments vom 23. Mai 2012 zugrunde. 
 

 
A B S C H N I T T  I 

 
Die Geschäftsordnung des Allgemeinen Studierendenausschusses der Univer-
sität Lüneburg, zuletzt geändert mit Beschluss vom 30. März 2011 (Leuphana 
Gazette Nr. 05/11 vom 2. Mai 2011) wird wie folgt geändert: 
1.  § 8 Satz 6 erhält folgende Fassung:  

"Für ihre Arbeit erhalten die einzelnen Sprecherinnen eine vom Studie-
rendenparlament festgelegte monatliche Aufwandsentschädigung bis zu 
der Höhe des BAföG Höchstsatzes (von zur Zeit 670 € netto)." 

2.  § 10 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
" Für ihre Arbeit erhält die Finanzreferentin eine vom Studierendenpar-
lament festgelegte monatliche Aufwandsentschädigung bis zu der Höhe 
des BAföG Höchstsatzes (von zur Zeit 670 € netto)." 

 
 

A B S C H N I T T  II 
 
Die vorstehenden Änderungen treten am Tag nach ihrer Bekanntmachung im 
amtlichen Mitteilungsblatt der Leuphana Universität Lüneburg in Kraft. 
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2. 
Erste Änderung der fachspezifischen Anlage Nr. 7.28  

Minor Informatik: Globale Informationssysteme  
zur Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana  

Bachelor 
 

Aufgrund des § 44 Abs. 1 Satz 2 des Nds. Hochschulgesetzes i.d. Änderungs-
fassung vom 10. Juni 2010 (Nds. GVBl. S. 242) hat der Fakultätsrat der Fa-
kultät Wirtschaftswissenschaften am 09. Mai 2012 folgende Änderungen der 
Anlage Nr. 7.28 Minor Informatik: Globale Informationssysteme vom 26. Mai 
2010 (Leuphana Gazette Nr. 11/10 vom 03. August 2010) zur Rahmenprü-
fungsordnung der Leuphana Universität Lüneburg für den Leuphana Bachelor 
vom 19. September 2007 (Leuphana Gazette Nr. 08/07 vom 04. Oktober 
2007), zuletzt geändert mit Beschluss vom 13. Juli 2011 (Leuphana Gazette 
Nr. 14/11 vom 31. August 2011), beschlossen. Das Präsidium der Leuphana 
Universität Lüneburg hat diese Änderung gem. § 44 Abs. 1 Satz 3 und § 37 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5b) NHG im Umlaufverfahren vom 11. Mai 2012 genehmigt.  
 

 
A B S C H N I T T  I  

 
Die fachspezifische Anlage Nr. 7.28 Minor Informatik: Globale Informations-
systeme zur Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana Bachelor wird wie 
folgt geändert:  
 
1. Der Name des Minors „Informatik: Globale Informationssysteme“ wird 

geändert in „Social Information Systems“. 
2. In der Überschrift zur Modulübersicht werden die Worte „Informatik: Glo-

bale Informationssysteme“ gestrichen und durch die Worte „Social In-
formation Systems“ ersetzt. 

3. In der Überschrift zur Modultabelle werden die Worte „Informatik: Globale 
Informationssysteme“ gestrichen und durch die Worte „Social Informati-
on Systems“ ersetzt. 

 
A B S C H N I T T  I I  

 
Diese Änderung tritt für die Studierenden, die zum Wintersemester 2012/13 
ihr Studium an der Leuphana Universität Lüneburg beginnen, nach Genehmi-
gung durch das Präsidium der Leuphana Universität Lüneburg am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung im Amtlichen Mitteilungsblatt in Kraft. 
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3. 
Neufassung der Geschäftsordnung des Senats 

der Leuphana Universität Lüneburg 
 
 

Der 4. Senat der Leuphana Universität Lüneburg hat am 16.05.2012 gem.  
§ 14 Abs. 3 S. 1 der Grundordnung der Leuphana Universität Lüneburg, zu-

letzt geändert mit Beschluss vom 21. Oktober 2009 (Leuphana Gazette Nr. 

3/10 vom 16. März 2010) folgende Neufassung der Geschäftsordnung des 
Senats vom 15. November 2006 (Universität Lüneburg INTERN Nr. 15/06 vom 
27. November 2006) beschlossen. 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

Diese Geschäftsordnung regelt das Verfahren des Senats. Sie gilt gem. § 14 
Abs. 3 S. 2 der Grundordnung der Leuphana Universität Lüneburg für Fakul-
tätsräte, Kommissionen und andere Gremien, soweit diese keine eigene Ge-
schäftsordnung haben. 

§ 2 
Einberufung der Sitzungen 

(1) 1Der Senat tagt in der Vorlesungszeit in der Regel einmal im Monat. 
2Auf schriftlichen und begründeten Antrag von mindestens einem Vier-
tel der Mitglieder des Senats ist eine Sitzung anzuberaumen, die in-
nerhalb von 2 Wochen nach Antragstellung stattfinden muss.  

(2) 1Die Präsidentin oder der Präsident als Vorsitzende bzw. Vorsitzender 
beruft den Senat ein, indem sie oder er die Mitglieder schriftlich unter 
Angabe der vorläufigen Tagesordnung zur Sitzung einlädt. 2Die stell-
vertretenden und beratenden Mitglieder erhalten die Einladung zur 
Kenntnis. 3Die Gleichstellungsbeauftragte ist zu den Sitzungen wie ein 
Mitglied zu laden. 

(3) 1Die Einladung muss den Mitgliedern spätestens sieben Tage vor der 
Sitzung zugehen. 2Die Einladung erfolgt in der Regel per e-mail. 3In 
dringenden Fällen kann die oder der Vorsitzende den Senat in kürzerer 
Frist einberufen und verlangen, dass über bestimmte Gegenstände be-
raten und entschieden wird. 4In diesen Fällen ist der Senat nur dann 
beschlussfähig, wenn die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend ist und der verkürzten Ladungsfrist nachträglich zustimmt.  

(4) Beschlussvorlagen und Anträge zu den Tagesordnungspunkten sollen 
in der Regel nicht später als fünf Arbeitstage vor der Sitzung versandt 
werden.  

 
§ 3 

Teilnahme und Stellvertretung 
(1) 1Die Mitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen und 

dazu beizutragen, dass das Gremium seine Aufgaben wirksam erfüllen 
kann. 2Ist ein Mitglied an der Teilnahme gehindert, so informiert es so-
fort die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Gremiums, damit diese 
oder dieser die Stellvertreterin oder den Stellvertreter des verhinderten 
Mitglieds unverzüglich über die Erforderlichkeit ihrer oder seiner An-
wesenheit benachrichtigt.  

(2) 1Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind bei Listenwahl nach der 
Reihenfolge ihrer Stimmenzahl die Bewerberinnen und Bewerber des 
Listenwahlvorschlags, die keinen Sitz erhalten haben. 2Bei gleicher 
Stimmenzahl entscheidet die Reihenfolge der Bewerberinnen und Be-
werber innerhalb eines Listenwahlvorschlages. 3Bei Ausschöpfung ei-
ner Liste ist die Stellvertreterin oder der Stellvertreter die erste Ersatz-
person des Wahlvorschlages, auf die nach dem d’Hondtschen Auszäh-
lungsverfahren der nächste Sitz entfallen würde.  

(3) 1Stellvertreterinnen und Stellvertreter bei Mehrheitswahl sind die nicht 
gewählten Bewerberinnen und Bewerber in der Reihenfolge ihrer 

Stimmenzahl. 2Bewerberinnen und Bewerber, die keine Stimme erhal-
ten haben, sind bei der Stellvertretung nicht zu berücksichtigen.  

(4) Beratende Mitglieder des Senats sind gem. § 14 Abs. 1 S. 2 der 
Grundordnung die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten, die Deka-
ninnen und Dekane, die Gleichstellungsbeauftragte und ein Mitglied 
des Personalrats. 

§ 4 
Tagesordnung 

(1) 1Jedes Senatsmitglied, Mitglied des Präsidiums oder die Gleichstel-
lungsbeauftragte kann Anträge zur Tagesordnung stellen. 2Sie sollen 8 
Tage vor der Sitzung bei der oder dem Vorsitzenden schriftlich einge-
hen, abstimmungsfähig formuliert sein und eine Begründung enthal-
ten.  

(2) Dringlichkeitsanträge zur Tagesordnung können noch bis zur endgülti-
gen Festlegung der Tagesordnung zu Beginn der Sitzung eingebracht 
werden; über die Aufnahme in die Tagesordnung wird in der Sitzung 
abgestimmt. 

(3) 1Die endgültige Tagesordnung wird nach Feststellung der Beschluss-
fähigkeit mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder beschlossen. 
2Von dieser Tagesordnung darf nur aufgrund eines Beschlusses abge-
wichen werden. 3Unter den Tagesordnungspunkten „Anfragen“, „Mit-
teilungen“ und „Verschiedenes“ können keine Beschlüsse gefasst wer-
den. 

(4) Der Senat oder die oder der Vorsitzende können für einzelne Tagesord-
nungspunkte Mitglieder und Angehörige der Hochschule mit beraten-
der Stimme hinzuziehen, denen zu den betreffenden Punkten Rede-
recht einzuräumen ist. 

(5) 1Der Senat oder die oder der Vorsitzende kann für einzelne Tagesord-
nungspunkte zum Zwecke der Anhörung und Beratung des Senats 
auch Nicht-Mitglieder der Hochschule zur Sitzung laden. 2Dies ist im 
Vorschlag für die Tagesordnung zu vermerken.  

(6) Jedes Senatsmitglied kann zu jedem Tagesordnungspunkt eine persön-
liche Erklärung abgeben. Diese ist dem Protokoll beizufügen.  

 
§ 5 

Beschlüsse 
(1) 1Der Senat ist beschlussfähig, wenn die Sitzung ordnungsgemäß ein-

berufen wurde und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder an-
wesend ist. 2Die Präsidentin oder der Präsident, die oder der den Vor-
sitz ohne Stimmrecht führt und im Falle ihrer oder seiner Verhinderung 
durch eine Vizepräsidentin oder einen Vizepräsidenten vertreten wird, 
stellt die Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung fest. 3Der Senat 
gilt sodann als beschlussfähig, auch wenn sich die Zahl der anwesen-
den Mitglieder im Laufe der Sitzung verringert, solange nicht ein Mit-
glied Beschlussunfähigkeit geltend macht; dieses Mitglied zählt bei 
der Feststellung, ob das Gremium noch beschlussfähig ist, zu den an-
wesenden Mitgliedern. 

(2) 1Stellt die oder der Vorsitzende die Beschlussunfähigkeit fest, so be-
ruft sie oder er zur Behandlung der noch nicht erledigten Tagesord-
nungspunkte eine zweite Sitzung ein. 2Diese ist ohne Rücksicht auf die 
Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig; hierauf ist bei der 
Einladung hinzuweisen. 

(3) 1Alle stimmberechtigten Mitglieder haben das gleiche Stimmrecht. 2In 
Angelegenheiten, die den Bereich der Forschung oder ein Berufungs-
vorhaben unmittelbar betreffen, bedürfen die Beschlüsse neben der 
Mehrheit der Senatsmitglieder auch der Mehrheit der dem Senat ange-
hörenden Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer. 3Kommt in den Fällen des Satzes 2 auch im zweiten Ab-
stimmungsgang ein übereinstimmender Beschluss nicht zustande, so 
entscheiden die dem Senat angehörenden Mitglieder der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer abschließend. 4In Beru-
fungsangelegenheiten und in Angelegenheiten, die die Bewertung der 
Lehre direkt betreffen, haben die Mitglieder der MTV-Gruppe kein 
Stimmrecht. 5In Angelegenheiten, die die Bewertung der Lehre betref-
fen, werden die Stimmen der Mitglieder der Studierendengruppe dop-
pelt gezählt. 6Bei Beschlüssen über die Errichtung, Änderung, Zusam-
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menlegung und Aufhebung von Fakultäten ist die Mehrheit der Stim-
men aller Senatsmitglieder erforderlich. 

(4) 1Die Mitglieder sind bei der Ausübung ihres Stimmrechts nicht an Auf-
träge der von ihnen vertretenen Personengruppen gebunden. 2An der 
Beratung und Entscheidung von Angelegenheiten, die ihnen oder ei-
nem Verwandten einen persönlichen Vorteil oder Nachteil bringen kön-
nen, nehmen sie nicht teil. 3In diesem Fall gelten die Regelungen über 
die Stellvertretung nach § 3. 

(5) 1Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men gefasst, soweit NHG oder Grundordnung keine qualifizierte Mehr-
heit vorsehen. 2Abs. 3 S. 2, 4 und 5 bleiben unberührt.3 Stimmenthal-
tungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 4Ein Beschluss kommt 
nicht zustande, wenn mehr als die Hälfte der anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder eine ungültige Stimme abgeben oder sich der 
Stimme enthalten. 5Auf Antrag ist das Votum einer Minderheit dem 
Beschluss beizufügen. 6Dieses muss spätestens zum Ende des auf die 
Sitzung folgenden Tages schriftlich bei der Vorsitzenden oder beim 
Vorsitzenden vorliegen.  

(6) 1Auf Antrag eines Senatsmitglieds oder der Gleichstellungsbeauftrag-
ten ist geheim abzustimmen. 2Der Senat kann mit einfacher Mehrheit 
namentliche Abstimmung beschließen; Satz 1 geht jedoch vor. 

(7) Wird die Wahl des Senats oder einzelner Mitglieder für ungültig erklärt 
oder ändert sich die Zusammensetzung des Senats aufgrund einer 
Nachwahl, so berührt das nicht die Wirksamkeit der vorher gefassten 
Beschlüsse. 

(8) Nach fünfstündiger Sitzungsdauer soll ein neuer Tagesordnungspunkt 
nicht mehr aufgerufen werden.  

 
§ 6 

Geschäftsordnungsanträge 
1Anträge zur Geschäftsordnung, wie  
- Vertagung oder Unterbrechung der Sitzung oder  
- Verschiebung von Tagesordnungspunkten, 
- Zulassung und Ausschluss der Öffentlichkeit, 
- Schluss der Debatte oder Rednerliste, 
- Überweisung an eine Kommission usw. 
sind bevorzugt zu behandeln. 2Sie werden durch Heben beider Hände ange-
zeigt. 3Sie können von der Antragstellerin bzw. vom Antragsteller begründet 
werden. 4Gegenrede ist möglich, bevor über den Antrag abgestimmt wird. 
5Erfolgt keine Gegenrede, ist der Antrag angenommen. 

§ 7 
Öffentlichkeit 

(1) 1Der Senat tagt hochschulöffentlich. 2Mit einfacher Mehrheit kann die 
Öffentlichkeit zu einzelnen Tagesordnungspunkten ausgeschlossen 
werden. 3Über den Antrag ist in nicht-öffentlicher Sitzung zu beraten 
und abzustimmen. 

(2) 1In nicht-öffentlicher Sitzung beraten und entschieden werden Perso-
nalangelegenheiten sowie solche Angelegenheiten, durch deren öffent-
liche Beratung Nachteile für die Hochschule entstehen können. 2Über 
Verhandlungen, die in nicht-öffentlicher Sitzung beraten werden, sind 
die Senatsmitglieder zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

(3) 1Zuhörerinnen und Zuhörern kann durch die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden Rederecht eingeräumt werden. 2Erfolgt Widerspruch, ent-
scheidet der Senat über das Rederecht. 

§ 8 
Protokoll 

1Über jede Sitzung wird ein Protokoll gefertigt, aus dem die Namen der anwe-
senden Mitglieder, Tag, Beginn, Ende und Ort der Sitzung, die zur Abstim-
mung gestellten Anträge und Abstimmungsergebnisse hervorgehen müssen. 

2In einen vertraulichen Teil sind alle Beratungsgegenstände aufzunehmen, 
die in nicht-öffentlicher Sitzung behandelt worden sind sowie sonstige ver-
trauliche Angelegenheiten. 3Das Protokoll wird allen beratenden und stimm-

berechtigten Mitgliedern per e-mail zugeleitet und mit Ausnahme des ver-
traulichen Teils hochschulöffentlich bekannt gemacht. 4Die Genehmigung des 
Protokolls durch den Senat erfolgt in der nächsten Sitzung. 

§9 
Auslegung 

Über die Auslegung dieser Geschäftsordnung entscheidet bei der Anwendung 
im Einzelfall die oder der Vorsitzende des Gremiums, bei Widerspruch gegen 
deren oder dessen Entscheidung beschließt der Senat. 

§ 10 
In-Kraft-Treten 

Diese Geschäftsordnung tritt nach Beschlussfassung durch den Senat am 
Tag nach Bekanntmachung im amtlichen Mitteilungsblatt der Leuphana Uni-
versität in Kraft. 

 
 


